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Grundaätze für die Eignung von Umsd\ulung11tätten 

Geeignete Umschulungsstätten sind eine wesentl iche Voraus­
setzung lur e ine qualifizierte, den gesetzlichen Bestimmun­
gen entsprechende Umschulung. 

Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung verpflichten die 
zustandtgon S tellen, die Eignung der Umschulungsstätten 
:estzustellen und zu überwachen . Der Umschulungsvertrag 
sol l nur dann mit einem Sichtvermerk versehen werden · (vgt. 
Empfehlung des Bundesausschu~ses für Berufsbildung vom 
?8 29. Muz 1972), wenn d ie Umschulungsstätte geeignet 
1s 1. Die Etgnungsleststeltung sollte wahrend der Umschulung 
wiederholt werden. Außerdem muß eine Etgnungsloststellung 
erfolgen. wenn m indestens em Drille! der Teilnehmer an 
einer Maßnahme der beruflichen Umschulung dies verlangt. 

ln smngemaßer Erfüllung seiner Aufgabe gemiiß § 51 Abs. 2 
· '3 . Grundsatze für d ie Eignung und Überwachung der 
l. ... schuhJngsstatlcn auflustellen, legt rler Bundesausschuß 
fur Berufsbildung haE:rmat Kriterien lur dac Eagnung der Um­
schulungsstatten vor Sac sollen den zustandtgen Stellen als 
Grundlage fur dae Eagnungsbeurtei!ung tJaonen und eine sorg­
fält ige Auswahl sowae etnheitl iche Ent!;ChCtdung fordern. 

Diose E'T1ple hlung galt fur die Eagnungsfeststellung aller 
oe:riebltchcn, uberbetraeblichen und außerbetrieblichen 
Umschulung!leinrichtungen. 

Die zustanatgon Stellen werden aufgefordert, dae nachfol­
gende Af'ge lung durch den Berufsbildungsausschuß beschlie­
ßen zu lassen und an Kraft zu setzen. 

1. Ote geaetzlldlen Beetimmungen 

1 1 Eignung der Umschulungsstatte 

Ean'! Umsc.hu lungs&tatlc muß nach Att IJnd Einrichtung fur 
eine den nesonderen ElflJrdotni!>son der b•Huflichen Erwach-

senenbi ldung entsprechenden Umschulung geeignet sein 
(vgl. § 47 Abs. 1 BBiG, § 42 Abs. 1 HwO). Könne:1 r: ie für 
eine erfolgreiche berufliche Umschulung erforderlichen Kennt­
n•sse und Fertigkeiten nicht in vollem Umlang in de r Um­
schulungsstätte vermittelt werden, gilt sie als gee;gnet. wenn 
d ieser Mangel durch Maßnahmen außerhalb der Umschulungs­
staue entsprechend § 22 Abs. 2 BBiG, § 23 Abs 2 HwO beho­
ben wird. Diese Maßnahmen müssen im Umschulungsv('rtrag 
ausdrücklich vereinbart sein (vgl. § 3 Abs. 2 des Musters eines 
Umschulungsvertrages). 

1 .~ Eignungsfeststellung und Überwachung 

Dae luständige Stelle hat darüber zu wachen, daß die f.aJnung 
der Umschulungsstaue vorliegt (vgl. § 47 Abs. 4 rn Verbindung 
m•t § 23 Abs. 1 BBiG und § 42 Abs. 4 tn VerbiMung mit § 23 a 
Abs. 1 HwO). 

Die zuständagc Stelle tst ohne Aufforderung zu ;.mter~t chten. 
wenn durch Veränderungen in der Umschulungsstatte d•e 
Umschu lung gefahrdet ist. 

Werden bei der Überwachung Mangel der Eagnung festg~stell: 
hat d1e zustandige Stelle, fall s der Mangel zu beheben und 
eine Gefährdung der Umschulung nicht zu erNarten i!<l. d•c 
Umschulungsstätte aufzufordern, 111nerhalo einer von ihr 
gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. 

Ist der Manget der Eignung nicht zu beheben odar e•ne 
Gefahrdung zu erwarten oder wird nicht innerhalb der gesetz· 
ren Frist beseitigt, hat die zuständige Stelle d ies der nach 
Landesrecht zustandigen Behörde mitzuteilen (vgl. § 23 
Abs 2 BBiG, § 23 a Abs. 2 HwO) 

Um Nachteile für den Umzuschulenden zu vermeiden. sollten 
an diesen Fällen die zustand•ge Stelle in Zusammenarb(•it mit 
den Fachdiensten des Arbeitsamtes darum bemüht seir •. d::~ß 
dao begonncno Umschulung m einer ~nderen geoeignete•1 

Umschulungsstalle fortgesetzt werden kann. Die Verantwor· 
tung <1cr IH5herigen Umschulungsstätte bleabt davon unbo· 
rühr I. 
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2. Allgemeine Kriterien Ulr die EJtnung der Umtdlulunga· 
atltten 

2.1 Die Umschulung findet in betrieblichen oder über- bzw. 
eußerbetriebilchen Umsct\ulungsstätten statt. Es muß dabei 
gewahrleistet sein, daß alle notwendigen Fertigkeiten und 
Kenntnisse vermittelt werden und das Z iel der Umschulung 
erreict\t wird. 

2.2 Für jeden Ausbildungsberuf müssen dar Umsctlulungs­
stätte die einschlägigen gü ltigen Ausbildungsordnungen oder 
di~ nach § 108 Abs. 1 BBiG anzuwendenden Berufsbilder, 
BerufSbildungsplane und Prüfungsanforderungen oder die 
lachlrche:n Vorschriften nach § 122 Abs. 5 HwO vorliegen. 
Entsprechendes gilt bei e iner Umschulung in sonstige Tätig· 
keiten hins1chl l ich des Vorliegans z. 8 . von Rahmenlehrplänen 
vno Slolfgl iederungen der zu vermittelnden Fertigkeiten und 
Kenntnisse sowte der Prüfungsanforderungen. 

3 ln der Umschulungsstatte ist eine Übersicht zu führen . 
._.Js der erken~bar ist. daß die Umschulung systematisch 

durchgeführt Wl(d. Diese Übersicht sollte Angaben enthallen 
1iber d•e Umschulungsplätze. ihre Ausstattung. die Umschu­
lungsllbsct;nitte. c:! te zu vermittelnden Umschulungsinhalte 
und zugeordneten Umschulungszeiten sowie die Art des 
Unternc~.ts . 

2.4 Wird die Umscnulung in unmittelbarer Verbindung mit 
dem betraeb:ichen Arbeitsablauf durchgeführt, so müssen Art 
und Umfang der Produktion. des Sortiments und der Dienst­
le;s tungen sowie der Produktions- bzw. Arbeitsverfahren ge­
währle isten. daß die Kenntnisse und Fertigkeiten entspre­
chend der Ausbildungsordnung bzw·. den sonstigen Ausbil· 
dungsu11 ter lagen vermittelt werden können. 

2.5 Die U:nsclluicr.gsstätte muß über eine ausreichende Ein­
: icn:u~I !J ~~"d Ausstattung verfügen, damit die nach der Aus· 
b; 'dt!ngsordnung :'lder nach sonstigen Ausbildungsuntertagen 
er~orderl!che'l Ken.,tnisse und Fertigkei ten vermittelt werden 
1<.-:)n!len. Dazu ge'loren insbesondere d ie Grundausstattungen 
O?."'l w.: ri<.zeugen. Maschinen. Apparaten und Geräten, Pflege­
:~r~d W<!~tungscinrichtungen . bürotechnische Einrichtungen . 
ovroorganisationsmitlel und Bürohilfsmittel sowie andere 
nutwcnd1ge Lern· und Hilfsmittel. 

~6 Die Umzuschulenden si nd uber Inhalt. Ablauf und Ziel 
der Ums!:hulungsmaßnahmcn eingehend zu informieren. Zur 
i 'l!?•mation und zur Diskussion von Problemen während der 
Umschulung ist vom Umschulungsträger ein· Meinungs- und 
Srfahrung5austau~cl": insbesondere zwischen Ausbildern und 
Um::usr..hulf:nden eir.zurtchten 

'L.7 Zur Du rchtuhrung von Umschulungsmaßnahmen müssen 
Ausb;lder vorhanden sein, die persönlich und fachl ich für die 
oeruflidle Erwachsenenbildung geeignet sind (§ 23 Abs. 1 
• V. m. § 20 BBiG}. 

Ausbilder. denen ausschließliche Umschulungsaufgaben über­
tragen s1nd, sollen nicht mehr als 15 Umzuschulende in einer 
Gruppe unmittelbar selbst ausbilden. in besonderen Lern­
Situationen und bei getahrenanfalligen Tätigkeiten ist diese 
Zahl entsprechend geringer anzusetzen. Oie Art des Ausbil­
dungsberufes oder die Gestaltung der Umschulung können 
eine höhere Zahl der UmzuschtJienden rechtfertigen. 

A'.Jsbildende und Ausbilder, d1e neben der Aufgabe des Um­
schu ie~s noch weitere betriebliche Funktionen ausüben. sot­
ten durchschnittl ich nicht mehr als drei Umzuschulende selbst 
ausb•!den. E~ muß Sichergestellt sein, daA ein angemessener 
TQi! der ~.rbeitszeit für die Tätigkeit als Ausbilder zur Verfü­
g;;:'!g steht. 

in bm;ondo<en Lern~~tu at 1onen und boi gefahrenanfälligen 
Tätigkeitnn ist d10 ZAhl der Auszubildenden und Umzuschule~ ­
dnn ontspi(!Chcnd gP.ringer anzusetzen. Dio Art des Ausbtl­
dungsoarufs Odl!r die Gestellung dor Umschulung können 
oino tH>hora lnht der Umwschulenden rechtfertigen 

2 6 Zur Eignung der UmschulungasttUte gehört, daß der 
Umzuschulende gegen die Gefährdung von Leben und 
Gesundheit ausreichend gnchützt ist und die Beetimmungen 
der Unfallverhütungsvorschriften sowie der Gewerbeordnung 
eingehalten werden. 

2.9 Umzuschulende dürfen · nicht eingestellt werden. wenn 
über die Umschulungsstätte ein Konkurs- oder Verglelchsver· 
fahren eröffnet worden ist oder wenn eine Gewerbeunter­
sagung rechtskräftig ausgesprochen oder für vorläufig voll-
ziehbar erklärt worden ist. · 


